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IW-Konjunkturprognose. Viele Sondereffekte geben der deutschen Wirtschaft 
in diesem Jahr Rückenwind – unter anderem der stark gesunkene Ölpreis und 
die Abwertung des Euro. Daher wird das reale Bruttoinlandsprodukt 2015 um 
etwa 2 ¼ Prozent wachsen. Im kommenden Jahr ist aber voraussichtlich nur 
noch ein Anstieg um 1 ½ Prozent drin. 

Nicht-Euroraum billiger geworden 
sind. Darüber hinaus lassen Maß-
nahmen wie die Einführung des ge-
setzlichen Mindestlohns und der 
sogenannten Mütterrente die Ein-
kommen kurzfristig steigen.

Da zugleich etwa die Ukraine-
Krise oder ein möglicher Austritt 
Griechenlands aus der Eurozone 
nach Einschätzung des IW Köln 

derzeit als Risiken zwar relevant 
bleiben, aber die hiesige Wirtschaft 
nicht nachhaltig vom Kurs abbrin-
gen, kann die Konjunktur in 
Deutschland 2015 kurzfristig mehr 
Tempo machen. Die aktuelle IW-
Prognose ist denn auch deutlich op-
timistischer als jene vom vergange-
nen Herbst (vgl. iwd 40/2014).

Hierzu passen auch die Ergeb-
nisse der jüngsten IW-Befragung von 
fast 3.000 Firmen (Grafik):

Rund 43 Prozent der Unternehmen 
gehen für 2015 von einer steigenden 
Produktion aus, nur 13 Prozent er-
warten einen Rückgang.

Vereinigtes Königreich. 
Wird Premier Cameron bei den 
Parlamentswahlen am 7. Mai 
wiedergewählt, will er die Bri-
ten über die EU-Mitgliedschaft 
abstimmen lassen.
Seite 3

Bürgerschaftliches Enga-
gement. Immer mehr Firmen 
unterstützen soziale Projekte. 
Die Beschäftigten – vermehrt 
auch ältere – werden dabei 
miteinbezogen. 	
Seite 4-5

Bachelorabsolventen. Viele  
Bachelors scheuen den Sprung in 
die Berufswelt. Eine Befragung 
durch das IW Köln zeigt aber: Die 
Absolventen haben ausgezeich
nete Karrierechancen.
Seite 6-7

Freie Hansestadt Bremen. 
Am 10. Mai wird die 19. Bürger-
schaft gewählt. Durch den wirt-
schaftsstrukturellen Wandel 
erwarten Bremen unterschied
liche Aufgaben.	
Seite 8

Private Haushalte und Unterneh-
men in Deutschland haben derzeit 
Grund zur Freude: Der Preisrück-
gang beim Rohöl stärkt die Kauf-
kraft und steigert die globale Nach-
frage nach deutschen Produkten. 
Die sehr niedrigen Zinsen sind ein 
weiterer Konsum- und Investitions-
anreiz. Exportfirmen profitieren zu-
dem davon, dass ihre Produkte im 

Präsident:
Arndt Günter Kirchhoff
Direktor:
Professor Dr. Michael Hüther
Mitglieder:
Verbände und Unternehmen
in Deutschland
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So viel Prozent der Unternehmen erwarten für das Jahr 2015 eine       Abnahme der ...         Zunahme der ...

Rest zu 100: gleichbleibend; Quelle: IW-Befragung von 2.387 Unternehmen in Westdeutschland und 564 Unternehmen in Ostdeutschland im März/April 2015

Konjunktur: In den Firmen herrscht Zuversicht

Westdeutschland Ostdeutschland Insgesamt

Produktion

Exporte

Erträge

Investitionen

Beschäftigung

12,4

11,1

22,0

14,2

16,1

43,4

33,8

34,6

40,7

35,0

41,3

19,9

34,8

30,4

28,2

14,6

18,1

27,8

23,9

20,4

43,1

32,3

34,7

39,4

34,2

12,7

11,8

22,8

15,4

16,7

Dynamik ist nicht von Dauer
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Herbst-Umfrage 2014 von 2 auf fast 
18 Prozentpunkte gestiegen.

Die IW-Prognose beziffert das 
Beschäftigungsplus für das laufende 
Jahr auf gut ¾ Prozent, für 2016 
aber nur noch auf ½ Prozent. Grün-
de für den geringeren Zuwachs sind 
die allgemeine Konjunkturabschwä-
chung und speziell im Dienstleis
tungssektor der kostensteigernde 
Einfluss des Mindestlohns.

•	 Außenhandel. Neben der Euro-
Abwertung hellt auch die leichte 
Expansion der Weltwirtschaft die 
deutschen Export-Perspektiven auf:

In preisbereinigter Rechnung wer-
den die Exporte 2015 nach heutigem 
Stand um 5 ¼ Prozent wachsen – im 
vergangenen Herbst schien nur ein 
Plus von 4 Prozent realistisch.

Jedes dritte Unternehmen kalku-
liert inzwischen für 2015 mit stei-
genden Ausfuhren, nur knapp jedes 
achte rechnet mit einem Rückgang. 
Besonders zuversichtlich sind die 
Hersteller von Investitionsgütern.

•	 Investitionen. Dass die Wirtschaft 
2016 wieder langsamer wächst, liegt 
nicht zuletzt an der fehlenden Zug-
kraft der Investitionen. Sie können 
die Abschwächung des Konsums 
nicht kompensieren. Mit 4 Prozent 
in diesem Jahr und 3 ½ Prozent im 
Jahr 2016 legen die Ausrüstungs
investitionen nur moderat zu.

Eine wesentliche Rolle spielt dabei 
auch, dass die Firmen durch die 
Krisen der vergangenen Jahre ver-
unsichert sind und die Wirtschafts-
politik einen wenig investitions-
freundlichen Kurs fährt.

Dies bringt besonders den hei-
mischen Dienstleistern Vorteile – sie 
zeigen sich in der IW-Umfrage über-
durchschnittlich optimistisch.

Im Jahr 2016 ist der Konsum-
boom vor allem aufgrund der erwar-
teten Preissteigerungen jedoch wie-
der vorbei – die privaten Haushalte 
dürften ihre Ausgaben dann real 
allenfalls um 1 ½ Prozent erhöhen.

•	 Beschäftigung. Obwohl der deut-
sche Arbeitsmarkt bereits in ausge-
sprochen guter Verfassung ist, geht 
es dieses Jahr nicht zuletzt aufgrund 
der positiven Konsumentwicklung 
wohl nochmals aufwärts:

Gut 34 Prozent der Firmen rechnen 
2015 mit einer weiter steigenden Be-
schäftigung – nicht einmal 17 Prozent 
befürchten einen Stellenabbau.

So ist der Saldo aus positiven und 
negativen Meldungen gegenüber der 

Im Herbst 2014 waren ledig-
lich 31 Prozent der befragten Firmen 
bezüglich der Produktionsaussichten 
für 2015 zuversichtlich, 21 Prozent 
dagegen skeptisch.

Für 2016 sind die Vorzeichen je-
doch deutlich schlechter. Dann wird 
der Ölpreis wieder steigen und damit 
zieht auch die Inflation an. Zudem 
erhöht unter anderem der gesetzliche 
Mindestlohn den Lohnkostendruck. 
All dies führt dazu, dass sich das 
Wirtschaftswachstum merklich ab-
schwächt. Einige Prognose- und 
Umfrageergebnisse im Detail:

•	 Privater Konsum. Die Sonderef-
fekte lassen die Bundesbürger in 
diesem Jahr so kauffreudig werden 
wie lange nicht mehr (Tabelle):

Der private Konsum wächst 2015 
voraussichtlich um 2 ¼ Prozent – das 
ist der dritthöchste Wert seit 1991.
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Stand: April 2015; Arbeitslosenquote: registrierte Arbeitslose in Prozent der Erwerbspersonen; 
Produktivität: reales Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigenstunde; Finanzierungssaldo: in Prozent des 
nominalen Bruttoinlandsprodukts; Quellen: Statistisches Bundesamt, Institut der deutschen Wirtschaft Köln

IW-Prognose für 2015 und 2016
Deutschland, Veränderung 
gegenüber dem Vorjahr in Prozent

Entstehung des realen Bruttoinlandsprodukts

Erwerbstätige

Arbeitslosenquote

Arbeitsvolumen

Produktivität

Bruttoinlandsprodukt

Verwendung des realen Bruttoinlandsprodukts

Private Konsumausgaben

Konsumausgaben des Staates

Anlageinvestitionen

–  Ausrüstungen

–  Sonstige Anlagen

–  Bauten

Inlandsnachfrage

Export

Import

Preisentwicklung

Verbraucherpreise

Staatshaushalt

Finanzierungssaldo

0,9

6,7

1,5 11/4

0,1

1,6

1,2

1,1

3,4

4,3

1,2

3,6

1,3

3,9

3,4

0,9

0,6

3/4

61/2

21/4

1/2

11/2

4

2

13/4

21/4

51/4

6

1/2

1/2 1/2

61/4

3/41

3/4

11/2

11/2

1

21/4

21/2 2 1/2

31/2

21/4

2

11/4

51/2

51/2

11/2

2014 2015 2016

aus IW-Trends 2/2015
IW-Forschungsgruppe Konjunktur:
Deutsche Konjunktur im Zeichen billigen 
Öls und billigen Geldes
konjunktur-in-deutschland.de



Vereinigtes Königreich. Die Parla-
mentswahl am 7. Mai ist alles andere 
als eine Routineübung. Falls Premier-
minister David Cameron in seinem Amt 
bestätigt wird, will er die Briten über 
die EU-Mitgliedschaft des Landes ab-
stimmen lassen.

Bereits 2013 hatte Cameron ange-
kündigt, bei einer Wiederwahl bis 
Ende 2017 ein Referendum über den 
Verbleib des Vereinigten Königreichs 
in der EU durchzuführen. Er stellte 
aber auch klar, dass ein Austritt 
nicht sein vorrangiges Ziel sei. Viel-
mehr wolle er vor dem Referendum 
die Beziehungen seines Landes zur 
EU neu verhandeln und einen bes-
seren „deal“ erzielen. Im Klartext: 
Die EU soll weniger Einfluss auf die 
britische Politik bekommen.

Einer Umfrage von Ende März 
zufolge trifft Cameron damit den 
Nerv seiner Landsleute recht gut:

Immerhin 62 Prozent der Briten 
betrachten die EU mit Skepsis – da-
von wollen 38 Prozent zwar in der 
Union bleiben, sprechen sich aber für 
eine Verringerung des EU-Einflusses 
aus; die übrigen 24 Prozent würden 
die EU am liebsten verlassen.

Die Kritik an der EU entzündet 
sich nicht zuletzt an der Personen-
freizügigkeit – nach Ansicht vieler 
Briten belasten die Zuwanderer das 
Sozialsystem und den Wohnungs-
markt. Fakt ist zwar: Die Zahl der 
in Großbritannien lebenden EU-
Bürger mit nicht britischer Staatsan-
gehörigkeit ist von 1 Million im Jahr 
2005 bis 2013 auf 2,4 Millionen ge-
stiegen, von denen knapp 1,3 Milli-
onen aus den Ländern stammten, die 
ab 2004 der EU beigetreten sind.

Doch anders als oft vermutet 
wird, wirkt sich die Zuwanderung 
positiv auf die britische Wirtschaft 
aus – so eine aktuelle Studie des 
University College of  London. 
Demnach haben die seit dem Jahr 
2000 aus der EU-15 Zugewanderten 
von 2001 bis 2011 dem britischen 
Staat 64 Prozent mehr an Steuerein-
nahmen beschert, als sie in Form von 
Sozialleistungen bekamen. Auch bei 
den Zuwanderern aus den Ländern 
der EU-Osterweiterung übertrafen 
die Steuerzahlungen die Sozialleis
tungsbezüge – um 12 Prozent.

Unterm Strich haben die euro
päischen Zuwanderer dem britischen 
Fiskus seit 2001 mehr als 20 Milliar-
den Pfund eingebracht.

Die Personenfreizügigkeit einzu-
schränken wäre demnach schon aus 
ökonomischen Gründen wenig sinn-

voll. Zudem zählt diese Freizügigkeit 
in der EU zu den vier Grundfreihei-
ten, an denen sich politisch kaum 
rütteln lässt. Generell lassen sich die 
vertraglichen Grundlagen der EU, 
die auch Großbritannien unter-
schrieben hat, nur schwer neu ver-
handeln.

Im Fall eines EU-Austritts des 
Vereinigten Königreichs hängen die 
Auswirkungen davon ab, welche Ver-
einbarung das Land mit der EU über 
den weiteren Zugang zum Binnen-
markt erzielt. Zunächst wären aber 
Erschütterungen an den Märkten 
mit negativen Folgen für die bri-
tische Wirtschaft zu befürchten. 
Und das, wo der Motor gerade recht 
gut läuft – 2014 stieg das BIP real 
um 2,8 Prozent (Grafik). Das war 
das stärkste Wachstum unter den 
sieben größten Industrienationen.
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BIP je Einwohner, EU-28 =100
um Kaufkraftunterschiede bereinigt

Verbraucherpreise
Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent

Leistungsbilanzsaldo
in Prozent des BIP

Schuldenstand
in Prozent des BIP

2013201220112010 2014

2013201220112010 2014Vereinigtes Königreich
in Zahlen

Haushaltssaldo
in Prozent des BIP

Arbeitslosenquote
in Prozent

7,8 8,1 7,9 7,6
6,1

-9,7
-7,6 -8,3

-5,7 -5,7

76,4 81,8 85,8 87,3 89,4

-2,6
-1,7

-3,7
-4,5

-5,5

1,9 1,6
0,7

1,7

2,8

108 105 104 106 110

3,3
4,5

2,8 2,6
1,5

Reales Bruttoinlandsprodukt (BIP)
Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent

2014: zum Teil vorläufig; Leistungsbilanzsaldo: Saldo unter anderem aus dem grenzüberschreitenden
Waren- und Dienstleistungshandel sowie den staatlichen und privaten Übertragungen
Quellen: EU-Kommission, Eurostat, Internationaler Währungsfonds 

Bleiben
oder gehen?



hen (46 Prozent) und zur Attrakti­
vität des Unternehmensstandorts 
beitragen (45 Prozent).

Last, but not least wollen 44 Pro-
zent der Betriebe ihre Mitarbeiter 
durch ihren Einsatz für das Gemein-
wohl stärker motivieren und ans Un-
ternehmen binden.

Das klappt offenkundig auch: 
Denn das gesellschaftliche Engage­
ment der Unternehmen wird nicht 
nur von der Öffentlichkeit, sondern 
auch von den Mitarbeitern hono­
riert. Das zeigt eine repräsentative 
Umfrage zur „Jobzufriedenheit 
2014“ des Personaldienstleisters 
Manpower Group Deutschland. 
Demnach sagen neun von zehn Be­
fragten, dass sie lieber für eine Firma 
arbeiten, die sich gesellschaftlich 
engagiert (Grafik Seite 5). Besonders 
junge Bewerber bevorzugen solche 
Arbeitgeber.

Eine Befragung des Marktfor-
schungsinstituts Nielsen ergab, dass 
die Hälfte der 21- bis 34-Jährigen 
darauf achtet, wie nachhaltig ein Ar-
beitgeber handelt.

Einer Mehrheit der Bundesbürger 
ist es zudem wichtig, dass die Unter­
nehmen auch das ehrenamtliche En­
gagement ihrer Mitarbeiter fördern. 
Und das tun sie tatsächlich, indem 
sie Beschäftigte für Aufgaben frei­
stellen oder entsprechende Initiati­
ven starten (vgl. iwd 34/2012).

Neuerdings unterstützen immer 
mehr Unternehmen gezielt das bür­
gerschaftliche Engagement von Mit­
arbeitern in der Vorruhestands­
phase. Dazu zwei Beispiele:

1. TÜV Rheinland. Ältere Be­
schäftigte werden in Zusammen­
arbeit mit der Kölner Freiwilligen 

Freiwillige wollen zudem einfach 
anderen helfen oder sich gezielt bei­
spielsweise für das Klima oder arme 
Menschen stark machen.

Auch Unternehmen setzen sich 
aus Verantwortungsgefühl zuneh­
mend für das Gemeinwohl ein, wie 
eine Befragung von 2.300 Firmen 
durch die IW Köln Consult zeigt 
(vgl. iwd 36/2012). Das bürgerschaft­
liche Engagement ist für 76 Prozent 
der Betriebe Teil der gelebten Unter­
nehmenskultur.

Außerdem möchten die engagier­
ten Firmen ihr Ansehen in der Öf­
fentlichkeit verbessern (68 Prozent), 
die Bindung zu ihren Kunden erhö­

Bürgerschaftliches Engagement. Immer mehr Unternehmen engagieren 
sich für das Gemeinwohl, indem sie soziale Projekte unterstützen oder Geld 
spenden. Die Beschäftigten – neuerdings vermehrt auch die älteren – werden 
dabei mit ins Boot geholt.

Etwa die Hälfte der Bevölkerung 
in Deutschland engagiert sich regel­
mäßig oder gelegentlich in Sportver­
einen, kulturellen Einrichtungen, 
Kirchengemeinden, Schulen, Kin­
dergärten, bei der freiwilligen Feu­
erwehr oder in der Unfallrettung. 
Jeder fünfte Bürger übernimmt so­
gar feste Aufgaben oder ein Amt. 
Das ergab die 2014 veröffentlichte 
Engagementstudie des Instituts für 
Demoskopie Allensbach  im Auftrag 
des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend.

Als häufigstes Motiv für ihren 
Einsatz nennen fast alle Menschen 
„ihre Freude daran“ (Grafik). Viele 
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Befragung von 1.548 Personen ab 16 Jahren im August 2013 im Auftrag des Bundesministeriums
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend; Quelle: Institut für Demoskopie Allensbach

Warum sich Bürger kümmern
So viel Prozent der Bundesbürger verfolgen
mit ihrem sozialen Engagement diese Ziele

Weil es mir
Freude macht 95

86

82

83

82

78

Weil ich etwas für andere tun
will und ihnen helfen möchte 

Weil mir der Bereich bzw. die Gruppe,
um die ich mich kümmere, besonders
am Herzen liegt, z.B. die Umwelt,
Kinder oder ältere Menschen

Weil ich das Gefühl habe,
mit meiner Tätigkeit etwas
zu bewegen

Um Leute zu treffen und Kontakte
zu anderen zu haben

Weil in diesem Bereich meine
Stärken liegen und weil ich das
gut kann

Unruhe im Ruhestand



Erst wenn die Senioren dann das 
75. Lebensjahr erreicht haben, neh-
men die Aktivitäten ab, was ver-
ständlich ist. Trotzdem engagiert 
sich immer noch ein Fünftel in Ver-
einen oder für soziale Projekte.

Das bürgerschaftliche Engage-
ment der Senioren kommt nicht zu-
letzt auch den Kommunen zugute. 
Denn lebens- und berufserfahrene 
Menschen sind nicht nur Vorbild für 
Jüngere in ihren Unternehmen, son-
dern auch für die gesamte Gesell-
schaft vor Ort.

Hinzu kommt, dass die Kommu-
nen durch die demografische Ent-
wicklung von zwei Seiten in die Zan-
ge genommen werden. Zum einen 
gibt es immer weniger junge Leute, 
die sich ehrenamtlich engagieren 
können. Das merken heute schon 
zum Beispiel das Technische Hilfs-
werk oder Sportvereine. Zum ande-
ren werden die Menschen immer 
älter, was zusätzlichen Betreuungs-
bedarf mit sich bringt. Hier können 
engagierte Rentner aktiv werden.

später ihr Know-how, das sie zum 
Beispiel im Rahmen der ehrenamt-
lichen Altenhilfe erlangt haben, für 
die Beratung von Mitarbeitern mit 
pflegebedürftigen Angehörigen ein-
setzen. Oder sie nutzen ihre bei der 
freiwilligen Feuerwehr erworbenen 
Kompetenzen, um den Betrieb zu 
beraten, etwa wie er Arbeitsplätze 
sicherheitstechnisch am besten aus-
stattet. 

In einigen Firmen gehört daher 
das Thema bürgerschaftliches Enga-
gement zum festen Bestandteil der 
Personalentwicklungsprogramme. 
Die Beschäftigten werden für ehren-
amtliche und gemeinnützige Tätig-
keiten, die zum Unternehmen und 
zu den Kompetenzentwicklungs
plänen passen, freigestellt und bei 
ihren Aktivitäten unterstützt.

Die älteren Mitarbeiter jedenfalls 
gehen diesen Schritt oft gerne mit:

Mehr als ein Drittel der über 
50-Jährigen setzt sich im Rahmen 
eines freiwilligen Engagements für die 
Gemeinschaft ein.

Agentur in Abendveranstaltungen 
darüber informiert, wie sie sich als 
Rentner später einmal sozial enga-
gieren können. Darüber hinaus kön-
nen Interessenten aber auch an 
einem Tag mehrere gemeinnützige 
Organisationen besuchen und deren 
Projekte kennenlernen.

2. Versicherungskonzern Generali. 
Dort können Beschäftigte der Al-
tersgruppe 50plus am Workshop 
„Horizonte“ teilnehmen. Die älteren 
Beschäftigten entwickeln hier wäh-
rend der Arbeitszeit und unter An-
leitung nicht nur Konzepte, wie sie 
fit für den Job bleiben. Sie sammeln 
auch Ideen, wie sie sich jetzt und 
nach ihrem Berufsleben für die Ge-
sellschaft einsetzen können.

Die Unternehmen ziehen durch-
aus Vorteile daraus, wenn sie ältere 
Beschäftigte in ihre sozialen Aktivi-
täten einbinden:

• Wenn sich ältere Mitarbeiter in 
der Kommune gesellschaftlich enga-
gieren, erweitert das den Aufgaben-
bereich des Betreffenden. Das wie-
derum fördert – so zeigen es Unter-
suchungen – dessen Gesundheit und 
steigert generell die Motivation.

• Wer neue Aufgaben meistern 
muss, ist im Kopf beweglicher; Me-
diziner sprechen davon, dass auf 
diese Weise etwas gegen den Verlust 
der kognitiven Leistungsfähigkeit im 
Alter getan wird.

• Wer die Mitarbeiter auf den 
Übergang in die Rente vorbereitet 
und ihnen eine Perspektive aufzeigt, 
sorgt dafür, dass diese zu Beginn 
ihrer Auszeit nicht in ein „schwarzes 
Loch“ fallen – schon diese Fürsorge 
wird von den Mitarbeitern durch 
eine bessere Leistung honoriert.

• Wer Beschäftigte in sozialen Pro-
jekten mitarbeiten lässt, bindet diese 
über das Renteneintrittsalter hinaus 
an das Unternehmen. Diese können 
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Befragung von 1.000 Personen im April 2014
Quelle: Manpower Group Deutschland

Warum sich Unternehmen sozial engagieren sollten
So viel Prozent der Bundesbürger stimmen
folgenden Aussagen zu

Ein Unternehmen, das für
besonderes gesellschaftliches
Engagement ausgezeichnet
wurde, würde ich als Arbeit-
geber vorziehen

Es ist mir wichtig, dass Unter-
nehmen Vereine oder
soziale Projekte mit
Spenden unterstützen     

Es ist mir wichtig, dass
Unternehmen ehrenamtliches
Engagement ihrer Mitarbeiter
fördern

In einem Unternehmen, in
dem gesellschaftliche Verant-
wortung keine Rolle spielt,
würde ich nicht arbeiten

86

72

73

59



mit einer eigenständig zu bearbeiten-
den Projektaufgabe. An zweiter Stel-
le der Startposition steht die Sach-
bearbeitung nach Anweisung. Und 
immerhin 43 Prozent der Arbeitge-
ber betrauen Bachelorabsolventen 
nach dem Studium sogar direkt mit 
der Gesamtverantwortung für ein 
Projekt – allerdings ohne Personal-
führungskompetenz.

Vergleicht man die ersten Jobs der  
Bachelor- und Masterkandidaten 
miteinander, lässt sich feststellen:

Grundsätzlich unterscheiden sich 
die Einstiegspositionen der Bachelor- 
nicht wesentlich von denen der 
Masterabsolventen.

Ähnlich sieht es bei den Verdiens-
ten aus – ein Mastertitel bringt ge-
genüber dem Bachelorabschluss 
meist keinen großen Gehaltsvor-
sprung: In knapp der Hälfte der 
Unternehmen fällt das Einstiegsge-
halt beider Gruppen ungefähr gleich 
hoch aus; wenn es Abweichungen 
aufgrund der Abschlussart gibt, be-
tragen diese in der Regel weniger als 
10 Prozent.

Am häufigsten starten Bachelors 
mit einem jährlichen Gehalt von 
30.000 bis 40.000 Euro ins Berufsle-
ben. Rund ein Viertel der Unterneh-
men zahlt Absolventen technischer 
und wirtschaftswissenschaftlicher 
Fachrichtungen auch mehr (Grafik 
Seite 7). Grundsätzlich gilt: Große 
Unternehmen und Industriebetriebe 
bieten häufig höhere Einstiegsgehäl-
ter als kleine Firmen oder Betriebe 
anderer Branchen.

Selbst langfristig bringt ein Mas
ter nicht automatisch Vorteile, denn 
auch bei der Besetzung höherer 
Fach- und Führungspositionen ent-

Allerdings werden Akademiker 
nicht überall benötigt: Jede dritte 
Firma hat überhaupt keine Hoch-
schulabsolventen unter Vertrag.

Betrachtet man nur die Betriebe, 
die auch Akademiker eingestellt ha-
ben, so finden sich Bachelors bereits 
in 35 Prozent und Masterabsolventen 
in 27 Prozent der Unternehmen. 

Viele Bachelorabsolventen ent-
scheiden sich jedoch lieber für ein 
weiterführendes Masterstudium, 
weil sie fürchten, mit ihrem Ab-
schluss keinen adäquaten Job zu 
finden. Dabei ist diese Sorge in der 
Regel unbegründet: In neun von 
zehn Betrieben starten die Bache-
lors, die nach ihrem Abschluss den 
Schritt in die Berufstätigkeit wagen, 

Bachelorabsolventen. Weit mehr als die Hälfte der frischgebackenen Bache-
lors traut sich den Sprung in die Berufspraxis nicht zu und studiert lieber 
weiter. Dabei haben die Absolventen eines Bachelorstudiengangs ausgezeich-
nete Karrierechancen, wie eine Befragung von knapp 1.500 Unternehmen zeigt.

Langsam, aber sicher kommen die 
Absolventen der gestuften Studien-
gänge in den Firmen an: Waren 
Bachelor- und Masterabsolventen 
2010 erst in 13 Prozent der hiesigen 
Betriebe präsent, tummeln sie sich 
mittlerweile in rund 23 Prozent der 
Unternehmen, wie eine Studie des 
Instituts der deutschen Wirtschaft 
Köln (IW) und des Stifterverbands 
für die Deutsche Wissenschaft zeigt.

Vor allem die kleinen und mittle-
ren Firmen öffnen sich zunehmend 
für Absolventen der neuen Studien-
gänge: Gut jeder fünfte Kleinbetrieb 
und mehr als jedes zweite mittlere 
Unternehmen mit bis zu 250 Mitar-
beitern beschäftigt heutzutage einen 
Bachelor (Grafik).
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Quellen: IW-Personalpanel 2014, IW-Personaltrends 2010

Bachelorabsolventen in immer mehr Betrieben
So viel Prozent der Unternehmen beschäftigten mindestens einen

2010 2014

Insgesamt Unternehmen mit 
bis zu 49 Mitarbeitern

Unternehmen mit 
50 bis 249 Mitarbeitern

Unternehmen mit
250 und mehr Mitarbeitern

Bachelor Master

13,2 23,47,4 17,9

27,8 52,814,2 39,4 65,3 85,447,8 76,9

12,4 22,07,0 16,7

2010 2014

Nur Mut!



Einstellungstermin im Rahmen eines 
Mitarbeitergesprächs oder auf An­
frage. Stünden solche Informationen 
zur akademischen Weiterbildung 
neben dem Beruf schon früher zur 
Verfügung, würden sich möglicher­
weise deutlich mehr Bachelorabsol­
venten direkt nach ihrem Abschluss 
ins Berufsleben stürzen.

nehmen bewährt haben und die ein 
Entwicklungspotenzial erkennen 
lassen. Nicht so wichtig für die För­
derung ist die Dauer der Firmenzu­
gehörigkeit.

Neben dem berufsbegleitenden 
Master bieten die Unternehmen den 
Bachelors auch noch andere Weiter­
bildungsmöglichkeiten an: interne 
Kurse, Bildungsangebote von Kam­
mern oder Berufsverbänden sowie 
Zertifikatskurse an Hochschulen. 
Davon erfahren die Bachelors aller­
dings meist erst lange nach dem 

scheidet fast nie der akademische 
Grad des Kandidaten. Wichtigste 
Auswahlkriterien in rund 70 Prozent 
der Betriebe sind vielmehr Leis­
tungsmotivation, Identifikation mit 
den Unternehmenszielen und Kom­
munikationsfähigkeit. Im Vergleich 
zu 2010 haben der Masterabschluss 
oder der Doktortitel noch weiter an 
Bedeutung verloren – sie spielen 
heute nur noch in 3 Prozent der 
Betriebe eine wichtige Rolle bei der 
Besetzung von Führungspositionen.

In den meisten Firmen, die Mit­
arbeiter mit Bachelorqualifikation 
beschäftigen, gibt es keine Position, 
für die ein Master zwingend erfor­
derlich wäre (Grafik):

Den Bachelorabsolventen stehen 
im Laufe ihres Berufslebens alle Kar-
rierewege offen – ob als Projekt-, 
Bereichs-, Abteilungs- oder Fachge-
bietsleiter.

Diese Positionen erreichen sie 
mittlerweile auch deutlich häufiger 
als noch im Jahr 2010.

Nach drei bis fünf Jahren im Be­
ruf können die meisten Bachelors 
auch ihre Gehaltsposition deutlich 
verbessern: Zahlt beim Berufsein­
stieg kaum ein Unternehmen mehr 
als 50.000 Euro, so erhalten die Ba­
chelors mit Berufserfahrung in rund 
einem Viertel der Betriebe mindes­
tens 50.000 Euro pro Jahr, sofern sie 
ein technisches oder wirtschaftswis­
senschaftliches Studium abgeschlos­
sen haben.

Knapp jeder zweite Betrieb unter­
stützt zudem den Wunsch seiner 
Bachelorabsolventen, weiter zu stu­
dieren. Am häufigsten beteiligen sich 
die Arbeitgeber an den Gebühren für 
ein Masterstudium (87 Prozent), 
mehr als die Hälfte (62 Prozent) 
stellt ihre Mitarbeiter teilweise frei. 
Als förderungswürdig gelten Bache­
lorabsolventen, die sich im Unter­
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Abweichungen durch Rundungen; Quelle: IW-Personalpanel 2014

Einstiegsgehälter von Bachelorabsolventen
So viel Prozent der Unternehmen zahlen Bachelorabsolventen
dieses jährliche Brutto-Einstiegsgehalt

Absolventen 
wirtschaftswissen-
schaftlicher 
Fachrichtungen

Absolventen 
technischer
Fachrichtungen

€ 40.000 –50.000

€ 50.000 –60.000

weniger als

€ 30.000

und mehr
€ 60.000

€ 30.000 – 40.000

11,8 12,3 56,6 63,3

4,0 2,527,7 22,2 0,0 0,1
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... Fachgebietsleiter ohne Personalverantwortung

Quellen: IW-Personalpanel 2014, IW-Personaltrends 2010

Bachelorabsolventen
auf der Karriereleiter
In so viel Prozent der Unternehmen, 
die bereits Bachelorabsolventen 
beschäftigen, erreichten diese 
eine Position als ...

2014
2010

83,8
72,6

56,7

39,7

62,6

40,2

70,9

53,9

... Projektleiter

... Bereichsleiter

... Abteilungsleiter

Weitere Informationen: Karrierewege für 
Bachelorabsolventen – Ergebnisbericht zur 
Unternehmensbefragung 2014 
iwkoeln.de/bachelor



Freie Hansestadt Bremen. Die Wah­
len zur 19. Bürgerschaft stehen am  
10. Mai an. Doch nicht nur Werder 
bewegt sich seit Jahren zwischen Ab­
stieg und internationalem Wettbewerb, 
sondern auch die Wirtschaft.

Der Präsident des Senats und Bür­
germeister von Bremen, Jens Böhrn­
sen, regiert ein räumlich und struk­
turell geteiltes Land: auf der einen 
Seite die Stadt Bremen, Sitz klang­
voller Unternehmen wie Daimler, 
Airbus oder der Beck's Brauerei, die 
das gesamte Land Bremen statistisch 
betrachtet zu einem Wohlstandshort 
unter den Bundesländern macht 
(Grafik).

Ein Bruttoinlandsprodukt von rund 
43.000 Euro je Einwohner bedeutet 
im Bundesländervergleich Rang zwei 
hinter Hamburg.

Auf der anderen Seite Bremer­
haven, das einst stolz auf die Werft­
industrie und die deutsche Hochsee­
flotte blicken konnte, mittlerweile 

durch den wirtschaftsstrukturellen 
Wandel aber arg gebeutelt ist:

Zusammen mit Gelsenkirchen 
weist Bremerhaven mit 14,7 Prozent 
die höchste Arbeitslosenquote aller 
deutschen Großstädte auf.

Um den Strukturwandel in Bre­
merhaven voranzutreiben, wurden 
zahlreiche Leuchtturmprojekte um­
gesetzt, darunter der maritim ge­
prägte Stadtteil Havenwelten, das 
2005 eröffnete Deutsche Auswande­
rerhaus sowie das Klimahaus Bre­
merhaven 8° Ost. Inzwischen verfügt 
die Stadt über so viele touristische 
Highlights, dass sich die Zahl der 
Gästeübernachtungen binnen zehn 
Jahren nahezu verdoppelt hat.

Nicht zu vergessen sind die hafen­
affinen Branchen. Bremerhaven ver­
fügt über den viertgrößten Contai­
nerhafen Europas und ist weltweit 
führendes Zentrum der Autologis­

tik, da die meisten Importfahrzeuge 
über Bremerhaven ins Land kom­
men – im Jahr 2014 waren es rund 
2,3 Millionen Fahrzeuge.

Trotz zwischenzeitlicher Rück­
schläge hat sich auch die Wind­
energiebranche mit einem Beschäf­
tigungszuwachs von 3.000 Mit­
arbeitern in Bremerhaven zu einem 
wahren Jobmotor entwickelt. All 
dies reicht aber nicht aus, um die 
sozialen Folgen des wirtschafts­
strukturellen Wandels spürbar abzu­
mildern. Die Verschuldung des Lan­
des von über 20 Milliarden Euro 
schränkt den Handlungsspielraum 
deutlich ein. Hauptaufgabe des neu­
en Senats wird daher sein, Bremen 
aktiv auf die Herausforderungen der 
Zukunft – Stichwort Digitalisierung 
und Vernetzung – vorzubereiten.
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BremenFreie Hansestadt Deutschland

Arbeitslosenquote im Jahr 2014 in Prozent 10,9 6,7

Schulden der Länder und Gemeinden/Gemeinde-
verbände je Einwohner am 31.12. 2013 in Euro 30.213 9.260

Bruttoinlandsprodukt je Einwohner 
im Jahr 2013 in Euro 43.085 33.355

Zunahme der sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung
zwischen 2011 und 2014 in Prozent 

4,6 5,4

Quelle: IW Consult

Bremen in Zahlen

Geteiltes
Land


